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Übersicht 

über die über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im 
3, Vierteljahr 1955 im Betrage von 10 000 DM und darüber 


Kap. 

Tit. 

Haushalts- 

betrag 

1955 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

Begründung 


DM 

DM 




Einzelplan 02 — 

■ Deutscher Bundestag — 

02 01 

20 000,— 

31 000,— 

Aufwendungen für besondere Veranstaltungen 

306 



des Bundestages 




Der Deutsche Bundestag hatte in seiner Sitzung 
am 25. Mai 1955 beschlossen, in der Zeit vom 17. 
bis 22. Oktober 1955 eine Sitzungswoche mit Ple- 
nar- und Ausschußsitzungen in Berlin abzuhalten. 
Dabei sind insbesondere durch die Anmietung und 
Herrichtung von Sitzungsräumen, Beschäftigung 
von Hilfskräften (Pförtner usw.) sowie durch re- 
präsentative Veranstaltungen unvermeidbare Mehr- 
aufwendungen entstanden. 




Die Mehrausgabe war zwangsläufig; sie konnte bei 
der Aufstellung des Haushaltsplans 1955 nicht vor- 
ausgesehen werden. 


03 01 
apir872 


Einzelplan 03 — Bundesrat — 


'=) 15 400 — 


Erstmalige Anschaffung von Ausstattungsgegen- 
ständen für den Vorraum des Plenarsaales 

Der im Rechnungsjahr 1955 durchgeführte Umbau 
des Plenarsaales des Bundesrates hatte auch eine 
vollständige bauliche Umgestaltung des Vorraumes 
des Plenarsaales zur Folge. In Anpassung an diese 
bauliche Umgestaltung wird eine zweckentspre- 
chende Ausstattung des Raumes mit Einrichtungs- 
gegenständen unabweisbar. Die von der Bundes- 
baudirektion für diesen Zweck ermittelten Kosten 
in Höhe von 15 400 DM sind angemessen. Da bei 
der Aufstellung des Haushaltsplans für das Rech- 
nungsjahr 1955 noch keine Klarheit über die end- 
gültige Unterbringung des Bundesrates bestand 
und die für den Erweiterungsbau des Plenarsaales 
im außerordentlichen Haushalt 1954 bei Kap. 
A 60 02 Tit. 710 vorgesehenen Mittel zu diesem 
Zeitpunkt noch gesperrt waren, sind Haushaltsmit-’ 
tel für die Anschaffung von Ausstattungsgegen- 
ständen für den Vorraum des Plenarsaales im 
Haushalt 1955 nicht veranschlagt worden. 
Einsparung an anderer Stelle. 
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05 55 300,™ 

8 50 


05 01 20 000, -- 

954 


05 02_ 1 221 200,™ 
310 


Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

15 000, — Anschaffung von verwaltungseigenen Fahrzeugen 

(Vorgriff) Der dem Auswärtigen Amt zur Verfügung stehende 

LKW Opel-Blitz (Baujahr 1952, km-Leistung 
120 000) ist infolge seines Zustandes nicht mehr 
für den Kurierdienst des Auswärtigen Amts ein- 
satzfähig. Er müßte mit einem Kostenaufwand von 
2000 bis 3000 DM instandgesetzt werden. Im Hin- 
blick darauf, daß eine solche Instandsetzung un- 
wirtschaftlich ist, ist es unabweisbar, die für das 
Rechnungsjahr 1956 vorgesehene Ersatzbeschaf- 
fung schon im Rechnungsjahr 1955 durchzuführen. 
Die Ausgabemittel müssen überplanmäßig im 
Wege des Vorgriffs bereitgestellt werden. 

16 400. — Ergänzung der geretteten Teile der Bibliothek des 

(Vorgriff) früheren Auswärtigen Amts des ehemaligen Reichs 

bezüslich der Neuerscheinungen der Jahre vor 
1950^ 

Es hat sich unvorhergesehen die Möglichkeit er- 
geben, die in der Bibliothek des Auswärtigen Amts 
fehlenden Reichstagsdrucksachen der Jahre 1871 
bis 1932 im Ausland antiquarisch zum Preise von 
16 400 DM zu erwerben. Da die für das Rech- 
nungsjahr 1955 bei diesem Titel bereitstehenden 
Mittel nahezu verbraucht sind, ist es erforderlich, 
die benötigten Mittel überplanmäßig im Wege des 
Vorgriffs bereitzustellen. 

28 0 ) 0 . Erstattung der dem Internationalen Komitee vom 

Koten Kreuz in Genf bei der Betreuung deutscher 
Kriegsgefangener nach der Kapitulation entstan- 
denen Kosten (6. Teilbetrag) 

Im Haushaltsjahr 1955 ist der 6. Teilbetrag der 
Summe, die dem Internationalen Komitee vom 
Roten Kreuz in Genf in Schweizer Franken zu er- 
statten war, fällig. Im Zusammenhang mit den 
deutsch-schweizerischen Wirtschaftsverhandlungen 
am 26. November 1954 in Bonn ist vereinbart wor- 
den, daß alle noch ausstehenden Raten in freien 
Devisen zu zahlen sind. Der Bundesminister für 
Wirtschaft und die Bank deutscher Länder haben 
dieser Regelung zugestimmt. Da für den Ankauf 
freier Devisen höhere Beträge erforderlich wer- 
den, als sie bei der Aufstellung des Voranschlags 
für das Rechnungsjahr 1955 berücksichtigt worden 
sind, wird eine überplanmäßige Mittelbereitstel- 
lung unabweisbar erforderlich. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

05 02 160 000, — 190 000, — Außerordentliche und unvorhergesehene Ausgaben 

des auswärtigen Dienstes, die sich aus den Beson- 
derheiten dieses Dienstzweiges ergeben 

Die zahlreichen Repräsentationsverpflichtungen, 
die die Bundesregierung aus Anlaß der Staatsbe- 
suche ausländischer Regierungsvertreter und der 
Besuche politisch bedeutsamer Persönlichkeiten zu 
erfüllen hatte, haben die zur Verfügung gestellten 
Haushaltsmittel vorzeitig verbraucht. Die Mehr- 
ausgabe ist zur Deckung des weiteren politisch be- 
dingten Repräsentationsaufwandes erforderlich, der 
u. a. durch die bevorstehenden Besuche des italie- 
nischen Ministerpräsidenten und des isländischen 
Ministerpräsidenten unabweisbar erwächst. Die 
Ausgaben konnten nicht vorhergesehen werden; sie 
können nicht bis zum nächsten Haushaltsjahr zu- 
rückgestellt werden. 

Einsparung an anderer Stelle. 


0 6 02 4 920 000,— 

601 


06 02_ 
apl. 602 


Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

Zuschuß für die Deutsche Dienststelle für die Be- 
nachrichtigung der nächsten Angehörigen von Ge- 
fallenen der ehemaligen deutschen Wehrmacht in 
Berlin-Wittenau (Wehrmachtsauskunftsstelle) 

Mehrbedarf, da die im Rechnungsjahr 1954 be- 
gonnenen und nicht abgeschlossenen Arbeiten für 
die Erstellung einer Totkartei auf Grund der mit 
anderen Staaten über die Umbettung Kriegstoter 
geschlossenen Vereinbarungen im Rechnungsjahr 
1955 fortgesetzt werden müssen. Die überplanmä- 
ßige Ausgabe ist unabweisbar notwendig und kann 
nicht bis zum nächsten Haushaltsjahr zurückge- 
stellt werden. 

Einsparung an anderer Stelle. 

*) 23 332,91 Erstattung an das Land Berlin zur Deckung der 

Kosten der Amtlichen Anstalt für Kartographie 
und Kartendruck in Berlin für den Monat März 
1955 

Im Rechnungsjahr 1954 sind Zuschüsse für die 
Monate April 1954 bis Februar 1955 in Höhe von 
242 097,59 DM aus Kap. 06 02 Tit. apl. 602 geleistet 
worden. Der Zuschuß für den Sdilußmonat des 
Rechnungsjahres 1954 konnte dagegen nicht mehr 
in Ausgabe gebucht werden, weil er erst nach 
Abschluß des Rechnungsjahres 1954 angefordert 
worden ist. Da der Bund verpflichtet ist, dem Land 
Berlin die Ausgaben für die Amtliche Anstalt für 
das ganze Rechnungsjahr 1954 ungekürzt zu er- 
statten, soweit sie ni^t durch eigene Einnahmen 
gedeckt sind, ist die außerplanmäßige Ausgabe in 
Höhe von 23 332,91 DM unabweisbar. Ihr Anfall 
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06 02 
609 


06 02 
625 


06 0 2 
apl. 665 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

im Rechnungsjahr 1955 war bei der Aufstellung 
des Haushaltsplans 1955 nicht vorherzusehen. 
Einsparung an anderer Stelle. 

12 100 000, — 4 816 000, — Entschädigung an ehern. Bedienstete jüdischer 

Gemeinden 

Bei Aufstellung des Haushaltsplans 1955 konnte 
die Zahl der Empfangsberechtigten nicht vorher- 
gesehen werden. Sie wurde auf 1800 geschätzt, ist 
aber jetzt schon überschritten. Bis zum Ablauf des 
Rechnungsjahres 1955 wird voraussichtlich weite- 
ren 400 Anträgen entsprochen werden, so daß dann 
insgesamt an etwa 2200 Berechtigte Renten zu 
zahlen sind. Da die Entschädigungszahlungen auf 
Grund eingegangener Verpflichtungen rückwirkend 
ab 1. Oktober 1952 zu leisten sind, wird bis zum 
Ende des laufenden Rechnungsjahres eine Mehr- 
ausgabe von 4 816 000 DM unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner 119. Sitzung 
am 16. Dezember 1955 von der überplanmäßigen 
Bewilligung Kenntnis genommen und keine Be- 
denken erhoben. 

1 100 000, — 890 000,— Studienförderung von Flüchtlingsstudenten 

Mehrausgaben infolge unvorhergesehenen Anstei- 
gens des Flüchtlingsstromes von Studenten aus der 
sowjetisch besetzten Zone. Die Ursachen sind 
innen- und sozialpolitischer Natur (verstärkte Ein- 
ziehung zur Volkspolizei und Zulassungsbedingun- 
gen für den akademischen Nachwuchs). Zur grund- 
sätzlichen Aufrechterhaltung der Studienförde- 
rungsmaßnahmen sind die Mehrausgaben unab- 
wendbar. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner 114. Sitzung 
am 6. Dezember 1955 von der überplanmäßigen 
Bewilligung Kenntnis genommen und keine Be- 
denken erhoben. 

— *) 25 000, — Hilfe für die Opfer des Uranbergbauunglücks in 

Sachsen 

Spende der Bundesregierung für das Deutsche Rote 
Kreuz in der sowjetischen Besatzungszone als Hilfe 
für die Opfer des Uranbergbauunglücks in Sachsen. 
Die Ausgabe war nicht vorauszusehen und ist un- 
abweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 107. Sitzung vom 12. Oktober 1955 
von der außerplanmäßigen Bewilligung Kenntnis 
genommen und keine Bedenken erhoben. 
Einsparung an anderer Stelle. 
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noch Einzelplan 06 — 

- Bundesminister des Innern — 

06 07 

250 

18 000,— 

22 000 — 

Gebühren und Reisekosten für Beisitzer, Zeugen, 
Beschuldigte und Sachverständige und Kosten der 
Untersuchungsführer und Zeugen im Ermittlungs- 


330 000,- 


45 200, 


29 800, 


45 000, 


0 6 25 
apl. 749 


600 000,- 


verfahren 

Die Ausgaben betragen bis zum 30. September 1955 
rd. 20 000 DM. Es handelt sich hierbei ausnahms- 
los um Zahlungen, zu denen der Bund rechtlich 
verpflichtet ist und die sofort geleistet werden 
müssen. Darunter befinden sich in erster Linie 
Verfahrenskosten, die nach Entscheidung des Bun- 
desdisziplinarhofs vom Bund den Beschuldigten zu 
erstatten sind (darunter erhebliche Rechtsanwalts- 
kosten). Es muß im Rechnungsjahr 1955 mit einer 
Mehrausgabe von 22 000 DM gerechnet werden. 
Diese Mehrausgabe war nicht vorauszusehen und 
ist unabweisbar. 

Geschäftsbedürfnisse 

Die Umzugskosten für die Verlegung des Statisti- 
schen Bundesamtes in den Neubau erweisen sich 
höher als angenommen. Die Mehrausgabe ist un- 
abweisbar und war bei Aufstellung des Haushalts- 
plans 1955 nicht vorauszusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädi- 
gungen, Fahrkostenersatz und Verpfiegungszu- 
schüsse sowie Fahrkosten für auswärtigen Familien- 
besuch für Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Mehr infolge erforderlich gewordener Abordnun- 
gen in größerem Umfang bei den noch im Aufbau 
befindlichen Landesverbänden. Außerdem hat sich 
die Zahl der Trennungsentschädigungsempfänger 
bei der Hauptstelle nicht in dem erwarteten Maße 
verringert, weil infolge der inzwischen genehmig- 
ten Verlegung der Hauptstelle von Koblenz nach 
Bonn Umzugsgenehmigungen nicht mehr erteilt 
wurden. Die Mehrausgabe war bei der Aufstellung 
des Haushaltsplans 1955 in dieser Höhe nicht vor- 
herzusehen; sie ist unabweisbar erforderlich. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 119. Sitzung am 16. Dezember 1955 
von der überplanmäßigen Bewilligung Kenntnis 
genommen und keine Bedenken erhoben. 
Einsparung an anderer Stelle. 

Neubau einer Unterkunft in Cham 

Zur Unterbringung einer Hundertschaft des Bun- 
desgrenzschutzes ist der Neubau einer Unterkunft 
in Cham unabweisbar notwendig. Die Gesamt- 
kosten werden sich nach dem Vorentwurf auf 
1 920 000 DM belaufen. Hiervon sind für das Rech- 
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06 2 5 
apl. 752 


858 


06 26 
apl. 205 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

nungsjahr 1955 als 1. Baurate 600 000 DM erforder- 
lich. Die Ausgabe wurde bei Aufstellung des Haus- 
haltsplans 1955 nicht vorhergesehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 

— *) 450 000, — Instandsetzung der Unterkunft und der Außen- 

anlagen der ehern. Kriegsschule in Hannover- 
Evershorst 

Die Unterkunft der ehern. Kriegsschule Hannover 
muß kurzfristig vom Bundesgrenzschutz für die 
Streitkräfte geräumt werden. Zur Unterbringung 
der dort liegenden Abteilung ist die Instandsetzung 
der Unterkunft Hannover-Evershorst unabweisbar 
notwendig. Die Ausgabe konnte bei Aufstellung 
des Haushaltsplans 1955 nicht vorhergesehen 
werden. 

Einsparung an anderer Stelle. 

(Leertitel) 700 000, — Erstmalige Beschaffung von Seefahrzeugen, 

Beibooten und Bordausrüstungen 

Auf Anordnung des ehern. Alliierten Militärischen 
Sicherheitsamtes mußte der im Frühjahr 1952 in 
Auftrag gegebene Bau von 3 Sicherungsbooten im 
Frühjahr 1953 stillgelegt werden. Infolge zwischen- 
zeitlich eingetretener Erhöhungen der Lohn- und 
Materialkosten ergeben sich unabweisbare Mehr- 
kosten in Höhe von 700 000 DM. Die Mehrausgabe 
konnte bei Aufstellung des Haushaltsplans 1955 
nicht vorhergesehen werden. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner 114. Sitzung 
vom 6. Dezember 1955 von der überplanmäßigen 
Bewilligung Kenntnis genommen und keine Be- 
denken erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle. 

— *) 33 000, — Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten so- 

wie Erwerb von Haus- und Baugrundstücken 

Zur Unterbringung des Personals der Arbeitsgruppe 
„Sozialreform“ muß die Beschaffungsstelle für den 
Bundesgrenzschutz eine Baracke in der ehern. 
Troilo-Kaserne in Duisdorf räumen. Dafür erhält 
sie 5 Baracken, die auf dem Gelände des Bundes- 
ministers des Innern stehen. Die Kosten des Ab- 
baus und des Wiederaufbaus auf dem Gelände der 
ehern. Troilo-Kaserne betragen rund 33 000 DM 
Die Ausgabe ist unabweisbar, um die Arbeits- 
gruppe „Sozialreform“ unterbringen zu können. 
Die Ausgabe konnte bei Aufstellung des Haus- 
haltsplans 1955 nicht vorhergesehen werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 119. Sitzung am 16. Dezember 1955 
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noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

von der außerplanmäßigen Bewilligung Kenntnis 
genommen und keine Bedenken erhoben. 
Einsparung an anderer Stelle. 

90 000, — 53 000, — Kosten der Überprüfung der Angehörigen der 

amerikanischen Wach- und Arbeitseinheiten 

Mehrausgabe infolge Verlängerung der Tätigkeit 
des Anerkennungsausschusses Kaiserslautern der 
Bundesdienststelle für die Anerkennung auslän- 
discher Flüchtlinge bis zum Schluß des Rechnungs- 
jahres. Die bei Tit. 300 vorgesehenen Mittel waren 
nur für eine Tätigkeitsdauer von 6 Monaten er- 
rechnet. Die Verlängerung der Tätigkeit des Aus- 
schusses war nicht vorherzusehen. Die Mehraus- 
gabe, die durch entsprechende Mehreinnahme ge- 
deckt wird, ist unabweisbar notwendig. 



07J)1 

107' 


070^1 

675 


Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 

343 600, — 180 000, — Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für 

Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetz- 
licher Verpflichtung. Sie müssen daher nach dem 
laufenden Bedarf geleistet werden. Der Haushalts- 
ansatz ist nach einem vorgeschriebenen Kopfsatz 
festgesetzt worden. Die Leistung der überplan- 
mäßigen Ausgabe ist daher unabweisbar. 
Einsparung an anderer Stelle. 

6 000, — 29 500, — Beiträge an internationale Organisationen 

des Rechtswesens 

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich bereit 
erklärt, dem Statut der Haager Konferenz für In- 
ternationales Privatrecht beizutreten, jedoch unter 
der Bedingung, daß sie nicht mehr als 25 v. H. der 
von den Mitgliedstaaten zu tragenden Gesamt- 
kosten des Ständigen Büros und der eingesetzten 
Spezialausschüsse der Konferenz zu übernehmen 
hat. Nach dem Inkrafttreten des Statuts am 15. Juli 
1955 durch den Beitritt Norwegens als neunter 
Staat und nach dem anschließenden Beitritt der 
Staaten Irland, Griechenland und der Türkei ergab 
sich für die Bundesrepublik eine wesentlich gerin- 
gere Belastung (13,88 v. H.). Um zu sichern, daß 
die Bundesrepublik die Tätigkeit der Konferenz 
rechtzeitig sachlich beeinflussen kann, war nach 
Auffassung des Auswärtigen Amts und des Bun- 
desministeriums der Justiz ihr alsbaldiger Beitritt 
unabweisbar erforderlich. 

Bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1955 stand 
nicht fest, daß das Statut noch im Jahre 1955 in 
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noch Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 

Kraft treten wird. Die Ausgabe war daher unvor- 
hersehbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 


08 01 
107 


^04 

109 


08 0^ 
111 


08 04 
apl. 469 


Einzelplan 08 — Biindesminister der Finanzen — 


6 758 200 — 


144 000 — 


101 000 ,— 


2 500 000, — Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für 
Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Siehe Begründung bei Kap. 07 01 Tit. 107. 
Einsparung an anderer Stelle. 

30 000, — Unfallfürsorge für Beamte 

Durch die Zunahme des Kraftfahrzeugverkehrs ist 
die Zahl der Dienstunfälle erheblich gestiegen. Die 
Mehrausgabe war bei Aufstellung des Haushalts- 
plans 1955 nicht vorherzusehen. Sie ist unabweis- 
bar und kann nicht bis zum Rechnungsjahr 1956 
zurückgestellt werden, da nach dem Bundesbeam- 
tengesetz auf Unfallfürsorge ein Rechtsanspruch 
besteht. 

Einsparung an anderer Stelle. 


Versicherungsbeiträge für ausscheidende Beamte 

Alle ausscheidenden Beamten sind in der Renten- 
versicherung nachzuversichern, sofern sie nicht 
Versorgungsbezüge erhalten (§ 170 BBG). Die ge- 
naue Zahl der im Rechnungsjahr 1955 ausscheiden- 
den Beamten war bei Aufstellung des Haushalts 
1955 nicht vorhersehbar; es hat sich herausgestellt, 
daß die veranschlagten Mittel nicht ausreichen. In- 
folge vermehrten Ausscheidens von Beamten, die 
nachzuversichern sind, betragen die Ausgaben be- 
reits rd. 95 000 DM, so daß das Haushaltssoll für 
1955 zur Deckung des Gesamtbedarfs für das Rech- 
nungsjahr 1955 nicht ausreicht. Die überplanmäßige 
Ausgabe ist daher unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 


*) 13 750,— 


Vermischte Ausgaben für das allgemeine 
Sachvermögen 

Nach Übernahme der Verwaltung der Wohnungs- 
baudarlehen, die im Zuge des I. Programms zur 
Förderung des Wohnungsbaues für Altbesatzungs- 
verdrängte zur Verfügung gestellt worden sind, 
hat die OFD Koblenz die einzelnen Regierungs- 
hauptkassen bzw. Kommunalkassen, bei denen die 
zur Verfügung gestellten Beträge bis zur Weiter- 
leitung an die einzelnen Darlehensnehmer auf 
Sperrkonten standen, angewiesen, die nicht durch 
Darlehenszusagen belegten Restbeträge zur Ver- 
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noch Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 


einnahmung beim Bundeshaushalt an die Ober- 
finanzkasse zu überweisen. Infolge irrtümlicher 
Auslegung dieser Anweisung hat die Regierungs- 
hauptkasse Mainz nicht nur diese Restbeträge 
überwiesen, sondern auch einen Betrag in Höhe 
von 13 750 DM, der die Schlußrate eines der Stadt 
Mainz bewilligten und zu 90 v. H. bereits ausge- 
zahlten Darlehens darstellt. Der Betrag wurde von 
der Oberfinanzkasse Koblenz bei Kap. 08 06 für 
das Rechnungsjahr 1953 vereinnahmt. Nunmehr be- 
antragt die Stadt Mainz die Rückzahlung dieses 
Betrages. Da im Einzelplan 08 des Bundeshaus- 
halts für diesen Verwendungszweck Haushalts- 
mittel nicht bewilligt sind, sind sie gemäß § 74 RHO 
außerplanmäßig nachzuweisen. 

Einsparung an anderer Stelle. 


*) 107 000,— 


Kosten für den Betrieb von Lochkarten- 
Maschinenanlagen 

Es wird eine Lochkarten-Versuchsanlage errichtet, 
in der Verfahren zur vollmaschinellen Berechnung 
von Besoldungen und Bezügen erarbeitet werden 
sollen. Die Anlage soll am 1. Januar 1956 mit den 
Versuchen beginnen. Ihre Einrichtung war bei 
Aufstellung des Voranschlags für das Rechnungs- 
jahr 1955 unvorhersehbar. Für die Leistung der 
Mietzahlungen für die Spezialmaschinen im Rech- 
nungsjahr 1955 und die einmalige Gebühr für die 
Aufstellung dieser Maschinen mußten deshalb 
außerplanmäßige Ausgabemittel bereitgestellt 
werden. Die Ausgabe ist unabweisbar, da die orga- 
nisatorischen Planungen die Einrichtung der Ver- 
suchsanlage zum 1. Januar 1956 erforderlich 
machen, 

Einsparung an anderer Stelle. 


*) 205 000,— 


Wiederherrichtung der ehemaligen Reichsfinanz- 
schule Herrsching 

Die nach dem Kriege auf Anordnung der Be- 
satzungsmacht als Krankenhaus verwendete ehe- 
malige Reichsfinanzschule in Herrsching ist von 
den bisherigen Benutzern geräumt und wird ab 
1. August 1955 wieder für Ausbildungszwecke be- 
nötigt. Das Gebäude muß baulich hergerichtet wer- 
den. Die dringlichsten Baumaßnahmen erfordern 
Kosten von rd. 205 000 DM. Bei der Aufstellung 
des Haushaltsplans 1955 war diese Ausgabe noch 
nicht vorauszusehen. Sie ist wegen der Notwendig- 
keit der Aufnahme des Schulbetriebs im Herbst 
1955 unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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noch Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen ■ — 

15 400, — 17 600, — Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 

Diensträumen 

Mehr infolge Erstattung von Bewirtschaftungs- 
kosten an die Amerikanische Mission für die der 
Bundesregierung in den HICOG-Dienstgebäuden 
in Mehlem ab 1. September 1953 überlassenen 
Räume. Die Mehrausgabe war bei der Aufstellung 
des Haushaltsplans 1955 noch nicht vorherzusehen. 
Die überplanmäßige Ausgabe ist daher zwangs- 
läufig. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 

389 400, — 300 000, — Beihilfen auf Grund der Beihilfegrundsätze für 

Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Siehe Begründung bei Kap. 07 01 Tit. 107. 
Einsparung an anderer Stelle. 


09 01 
107 


08 ^ 0 ^ 

206 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 01 
apl. 952 


*) 160 000, — Kosten für den Erwerb eines Ersatzschiffes für das 

Fischereischutzboot „Frithjof“ 

Das Fischereischutzboot „Frithjof“ muß am 1. Ok- 
tober 1956 außer Dienst gestellt werden, da die 
zur Durchführung der unbedingt notwendigen Re- 
paraturen entstehenden Kosten von insgesamt etwa 
250 000 bis 300 000 DM nicht zu rechtfertigen 
wären. Der Aufwand würde den Wert des Schiffes 
bei weitem übersteigen und im übrigen die Lebens- 
dauer nur für kurze Zeit verlängem. Durch den 
Erwerb und Umbau des Fischdampfers „Nien- 
stedten“ für den Gesamtpreis von rd. 600 000 DM 
(160 000 DM Kaufpreis, 440 000 DM Umbaukosten) 
bot sich unvorhergesehen die zeitlich begrenzte 
Möglichkeit, als Ersatz für die „Frithjof“ ein voll- 
wertiges Fischereischutzboot mit einer Einsatz- 
fähigkeit von mindestens 20 Jahren günstig zu be- 
schaffen. Der Neubau eines Schiffes ähnlicher 
Größe und ähnlicher Einrichtung würde einen Be- 
trag von 1 000 000 bis 1 200 000 DM erfordern. 
Durch Erwerb und den Umbau der „Nienstedten“ 
würden sich die Kosten der Ersatzbeschaffung für 
den Bund um etwa 400 000 DM bis 600 000 DM 
verringern. Die Ausgabe war daher unabweisbar. 
Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner Sitzung am 14. September 1955 von 
der beabsichtigten Maßnahme zustimmend Kennt- 
nis genommen. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 

10 02 60 770 000, — 40 000 000, — Darlehen zur Förderung der ländlichen Siedlung 

531 (Vorgriff) Die Mehrausgabe war für die Erfüllung des Sied- 

lungsprogramms 1955 der Bundesregierung unab- 
weisbar; der endgültige Bedarf konnte bei Auf- 
stellung des Haushaltsplans 1955 nicht vorherge- 
sehen werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat von der Haushaltsüberschreitung am 26. Okto- 
ber 1955 ohne die Geltendmachung von Bedenken 
Kenntnis genommen, 

10 02 33 850 000, — 20 000 000, — Beihilfen zur Förderung der ländlichen Siedlung 

662 (Vorgriff) Die Mehrausgabe war für die Erfüllung des Sied- 

lungsprogramms 1955 der Bundesregierung unab- 
weisbar; der endgültige Bedarf konnte bei Auf- 
stellung des Haushaltsplans 1955 nicht vorherge- 
sehen werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat von der Haushaltsüberschreitung am 26. Okto- 
ber 1955 ohne die Geltendmachung von Bedenken 
Kenntnis genommen. 

— 2 365 100, 60 400, Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte — Yer- 

^ gütungen der Angestellten — 

a) 55 900 DM 

Unabweisbare Mehrausgabe aus Anlaß von Zah- 
lungen der Dienstbezüge an 13 nichtbeamtete Kräf- 
te der ehemaligen Dienststelle für besondere Ver- 
sorgungsaufgaben. Die Abwicklung dieser Dienst- 
stelle ist nach deren Auflösung am 30. September 
1955 der Außenhandelsstelle übertragen worden. 
Der Ausgabebetrag konnte nicht veranschlagt wer- 
den, da bei Aufstellung desVoranschlags für das Rech- 
nungsjahr 1955 die Verpflichtung zur Zahlung dieser 
Gehälter nicht bekannt war. Die Unvorhersehbar- 
keit ergibt sich daraus, daß nicht übersehen werden 
konnte, ob diese zum Teil unkündbaren Dienstange- 
hörigen bis zur Auflösung ihrer bisherigen Dienst- 
stelle ausgeschieden oder anderweitig untergebracht 
sein würden. Bei den kündbaren Angestellten war 
das Ausscheiden von dem nicht vorhersehbaren 
Umfang der anfallenden Arbeiten abhängig. 

b) 4 500 DM 

Unabweisbarer Mehrbedarf aus Anlaß der Abwick- 
lung der Vergleiche über die 2 v. T. Abgaben für 
Einfuhrbewilligungs-Anträge (EA- Abgaben). Im 
Hinblick auf die Rechtslage bei diesen Abgaben 
liegt die möglichst zügige Durchführung der Ab- 
wicklung im fiskalischen Interesse. Die Mehraus- 
gabe war unvorhersehbar, da die Außenhandels- 
stelle erst nach Aufstellung des Voranschlags für 
das Rechnungsjahr 1955 mit der Abwicklung be- 
auftragt wurde. 
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noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 03 
110 


^0 03 _ 100 000,— 
"^19 ^ 


10 10 176 900, 



14 600,— Abfindungen und Übergangsgelder 

a) 11 100 DM 

Unabweisbare Mehrausgabe aus Anlaß von Zah- 
lungen für Übergangsgelder und Abfindungen an 
6 Dienstangehörige der ehemaligen Dienststelle 
für besondere Versorgungsaufgaben, deren Ab- 
wicklung der Außenhandelsstelle ab 1. Oktober 
1955 übertragen wurde. Die Ausgabe ist unvorher- 
sehbar und konnte nicht veranschlagt werden, da 
bei Aufstellung des Voranschlags für das Rech- 
nungsjahr 1955 diesbezügliche Verpflichtungen 
nicht Vorlagen; sie ergaben sich erst nach Durch- 
führung der Kündigungen. 

b) 3 500 DM 

Unabweisbarer Mehrbedarf aus Anlaß von Zah- 
lungen an frühere Dienstangehörige der Außen- 
handelsstelle, die im Zuge der Einsparung von 33 
Stellen in Auswirkung des neuen Einfuhrverfah- 
rens ausgeschieden sind. Der Ausgabebedarf konnte 
nicht veranschlagt werden. Eine Veranschlagung 
durfte nach den Bemerkungen zur Aufstellung des 
Voranschlags 1955 nur erfolgen, wenn bereits Ver- 
pflichtungen Vorlagen. Über die Einsparungsmaß- 
nahme ist aber erst nach Aufstellung des Voran- 
schlags 1955 entschieden worden. 

Einsparung an anderer Stelle. 

25 QQQ Gerichts- und ähnliche Kosten 

Unvorhersehbarer und unabweisbarer Mehrbedarf 
von Gerichts- und Anwaltskosten aus Anlaß der 
Erstattung von Ausgleichs- und Unterschiedsbeträ- 
gen für Einfuhrgüter der Land- und Ernährungs- 
wirtschaft im Rahmen des Importausgleichsgeset- 
zes sowie von Gebühren der Außenhandelsstelle. 
Eine Veranschlagung dieser Kosten konnte nicht 
erfolgen, weil der Umfang der zu führenden Pro- 
zesse bei Aufstellung des Haushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1955 nicht zu übersehen war. 

10 700, Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 

Diensträumen 

Es ergeben sich unvorhersehbare und unabweis- 
bare Ausgaben durch 

a) die Vergrößerung der zu beheizenden Gebäude- 
flächen infolge Verlegung von Instituten nach 
Berlin-Dahlem, 

b) die Erhöhung der Kokspreise und 

c) die bei Aufstellung des Haushaltsvoranschlags 
1955 nicht vorhersehbare Zahlung der Feuer- 
versicherungsprämie für die Dienstgebäude in 
Berlin-Dahlem. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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11 01 
^ 107 


11 03 
203 ' 


11 11 
apl. 305 


Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit — 

123 000, — 75 000, — Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für 

Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Siehe Begründung zu Kap. 07 01 Tit. 107. 
Einsparung an anderer Stelle. 

30 000, — 18 000, — Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fern- 

meldeanlagen sowie Rundfunkgebühren 

Der Umfang der nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 des Fremd- 
renten- und Auslandsrentengesetzes vom 7. August 
1953 (BGBl. I S. 848) von den früher zuständig ge- 
wesenen Unfallversicherungsträgern zu überneh- 
menden Renten- und Ermittlungsfälle konnte bei 
der Aufstellung des Haushaltsplans 1955 annähernd 
zutreffend geschätzt werden, jedoch konnte nicht 
übersehen werden, daß der größte Teil dieser Fälle 
überprüft werden mußte. Diese Arbeit verursachte 
einen umfangreichen Schriftwechsel mit den frühe- 
ren Versicherungsträgern und den die Nachfor- 
schungen führenden Behörden. Hierauf und auf die 
fühlbare Erhöhung der Postgebühren im Rech- 
nungsjahr 1954 für Einschreibsendungen ist die 
Mehrausgabe zurückzuführen. Sie war nicht vor- 
hersehbar und ist unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 

— *) 91 000, — Pauschalabgeltung der persönlichen und sächlichen 

Verwaltungsausgaben für die Durchführung der 
Arbeitslosenfürsorge in Berlin (nachträgliche Er- 
stattung) 

Nachzahlung von Verwaltungskosten für die Durch- 
führung der Arbeitslosenfürsorge im Lande Berlin 
im Rechnungsjahr 1951 auf Grund eines Prüfungs- 
schriftwechsels mit dem Bundesrechnungshof. Die 
Ausgabe war bei der Aufstellung des Haushalts- 
plans 1955 nicht vorauszusehen. Sie ist unabweis- 
bar und mußte außerplanmäßig geleistet werden. 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

12 01 (Leertitel) 16 506 000, — Darlehen an die Deutsche Bundesbahn zwecks Til- 

532 gung von Zinsrückständen gegenüber der Bank 

deutscher Länder im Zusammenhang mit den Aus- 
gleichsforderungen 

Nach § 9 Abs. 2 der Haushaltsgesetze 1954 und 1955 
haben die Deutsche Bundesbahn und die Deutsche 
Bundespost im Verhältnis 3 zu 2 ein Drittel von 
den im Rechnungsjahr 1955 fälligen Zinsen für die 
Ausgleichsforderung zu übernehmen, die der Bank 
deutscher Länder auf Grund von § 10 der Zweiten 
Durchführungsverordnung (Bankenverordnung) 
zum Dritten Gesetz zur Neuordnung des Geld- 
wesens (Umstellungsgesetz) gegenüber dem Bund 
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nodiEinzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

% 

zusteht. Der Betrag von 50 886 DM, den die Deut- 
sche Bundesbahn nach dem Stande vom 30. Juni 
1955 schuldete, ist ihr aus Mitteln des Bundeshaus- 
halts zur Verfügung gestellt worden. Der Anteil 
der Deutschen Bundesbahn an der am 31. De- 
zember 1955 fälligen weiteren Zinsrate für die 
Ausgleichsforderungen der Bank deutscher Länder 
beträgt 16 506000 DM. Die Deutsche Bundesbahn 
ist zur Zahlung außerstande, ihr soll daher dieser 
Betrag ebenfalls aus Mitteln des Bundeshaushalts 
zur Verfügxmg gestellt werden. Da nach einer Ver- 
einbarung mit der Bank deutscher Länder über die 
zinstragende Anlegung der Guthaben des Bimdes 
in Teilen der Ausgleichsforderung für den Bund 
Zinsen erwachsen — die Zinsen werden nur ge- 
zahlt, sofern die der Bank für ihre Ausgleichs- 
forderuhg zustehenden Zinsen termingerecht voll- 
ständig eingegangen sind — , tritt eine Mehr- 
belastung des Bundes nicht ein. Über den Gesamt- 
sehuldbetrag soll mit der Deutschen Bundesbahn 
ein langfristiger Darlehensvertrag abgeschlossen 
werden. 


12 02 
apl, 533 


♦) 3 900 000,— 


Finanzierung der im Verkehr zwisdien der Bundes- 
republik und Berlin (West) in der sowjetischen 
Besatzungszone erhobenen erhöhten Straßenbenut- 
zungsgebühren 

Gewährung von zinslosen Darlehen an das Kraft- 
verkehrsgewerbe in Westdeutschland zur Finan- 
zierung der im Verkehr mit Berlin (West) von den 
Behörden der sowjetischen Besatzungszone er- 
hobenen Straßenbenutzungsgebühren. Die Tilgung 
der Darlehen bleibt besonderer Vereinbarung vor- 
beihalten. 


12 03 
220 


170 000,— 


12 000 ,— 


Verwaltungskostenerstattung 

Die Erhebung der Befahrungsabgaben auf den 
westdeutschen Kanälen wird im Bereich der Wasser- 
und Schiffahrtsdirektion Münster teilweise durch 
Bedienstete des Bundesschleppbetriebes mit durch- 
geführt. Aus Mitteln des Kap. 12 03 sind dem Bun- 
desschleppbetrieb entsprechend der tatsächlichen 
Inanspruchnahme der Beamten und Angestellten 
für diese Auf gaben die anteilmäßigen Dienstbezüge 
zu erstatten. Der Mehrbedarf ist durch unvorher- 
sehbare Erhöhungen der Dienistbezüge, Änderung 
in den Ortsklassen, Auf rücken in den Vergütungs- 
stufen, Veränderungen im Familienstande und 
durch die einmaligen Zahlxmgen an die Beamten 
entstanden. Die Ausgaben sind zwangsläufig ent- 
standen. Diesen Mehraufwendungen stehen ent- 
sprechende Mehreinnahmen bei Kap. 12 03 Tit. 3 
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12 03 
apl. 963 


12 04 
apL 956 


noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

— Gebühren — gegenüber, die allein für den Be- 
reich der Wasser- und Schiff ahrtsdirektion Münster 
auf voraussichtlich 1 500 000 DM geschätzt werden. 

*) 210 000, — Planungsarbeiten für den Bau einer Staustufe in 
der Elbe bei Geesthacht/Elbe 

Im Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1955 sind im außerordentlichen Haushalt bei Kap. 
A 12 03 Tit. 714 für die Vorbereitung des Baues 
einer Staustufe bei Geesthacht/Elbe 100 000 DM 
veranschlagt. Der Betrag ist zur Leistung des Bun- 
desanteils an dem Stammkapital einer Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung (GmbH) bestimmt, die 
als Träger der Finanzierung der Arbeiten vom 
Bund sowie den beteiligten Ländern und Ge- 
meinden gegründet werden soll. Bis zur Gründung 
dieser Gesellschaft wird noch einige Zeit vergehen. 
Mit den Entwurfsarbeiten muß indessen unverzüg- 
lich begonnen werden, wenn die vorgesehenen 
Termine für die Aufnahme der Stromerzeugung 
eingehalten werden sollen. Letzteres ist aber die 
Voraussetzung für die Beteiligung der Hansestadt 
V Hamburg und der Hamburgischen Elektrizitäts- 
werke an den Aufbaukosten. Die Inanspruchnahme 
außerplanmäßiger Mittel ist daher unabweisbar. 


Veranschlagt sind 

a) Personalausgaben 120 000 DM 

b) Sachausgaben 90 000 DM 


zusammen 210 000 DM. 

Die Kosten werden der Wasser- und Schiffahrts- 
verwaltung des Bundes erstattet werden. 

Bei der Veranschlagung für 1955 konnte nicht vor- 
hergesehen werden, daß sich die Gründung der Ge- 
sellschaft so lange hinauszögern würde. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 111. Sitzung am 26. Oktober 1955 von 
der Notwendigkeit der Bewilligung einer außer- 
planmäßigen Ausgabe Kenntnis genommen und 
keine Bedenken gegen die Überschreitung erhoben. 

*) 1 435 000, — Maßnahmen auf Helgoland (Beseitigung von 
Sturmflutschäden) 

Durch die günstige Wetterlage im Sommer 1955 
konnten die Arbeiten zur Wiederherstellung der 
Ost- und Westmole unvorhersehbar so weit geför- 
dert werden, daß von den für das Rechnungsjahr 
1955 insgesamt veranschlagten Haushaltsmitteln 
bei Kap. A 12 04 bereits Mitte September 1955 nur 
noch 530 000 DM zur Verfügung standen. Benötigt 
wurden aber weitere 1 435 000 DM, um die Arbei- 
ten in geeigneter Weise fortsetzen zu können. 
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12 10 
apl. 711 


noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


Der Stand der Arbeiten an der West- und Ostmole 
war zu diesem Zeitpunkt folgender: 

Bei der Westmole waren alle 9 Senkkästen einge- 
baut und 4 Kästen mit Betonbrocken und Sand 
verfüllt; in 3 Kästen war der Stahlbeton der Mo- 
lenabdeckplatte zum Teil eingebracht. 

Bei der Ostmole war die durch Sturmflut entstan- 
dene Lücke bereits in ihrem Kern geschlossen und 
die Einschüttung mit Betonbrocken in vollem Zuge. 
Im ganzen waren die Arbeiten an der West- und 
Ostmole Mitte September 1955 so weit fortgeschrit- 
ten, daß die weiteren Maßnahmen zur endgültigen 
Sicherung gegen neue Sturmfluten — ■ unabhängig 
von der Wetterlage — von der Landseite her wei- 
tergetrieben und bis zu einem nach menschlichem 
Ermessen sicheren Abschluß gebracht werden 
konnten. Hierzu war es erforderlich, 

a) bei der V/estmole die Fugen zwischen den ein- 
zelnen Blöcken zu schließen und die Blöcke 
durch eine obere Abdeckung in Form einer 3, 5 m 
starken durchlaufenden Platte zu beschweren 
und dadurch gleichzeitig zu einem homogenen 
Körper zusammenzufassen, 

b) bei der Ostmole die Einschüttung des Molen- 
kernes so weit zu fördern, um eine Verschie- 
bung oder Zerstörung der Bauteile durch eine 
neue Sturmflut auszuschließen. 

Die Durchführung dieser über die Bauplanung für 
das Rechnungsjahr 1955 hinausgehenden Arbeiten 
noch im Rechnungsjahr 1955 war unter den gege- 
benen günstigen Witterungsumständen unabweis- 
bar, da sich aus einem vorzeitigen Abbruch der un- 
genügend gegen Sturmfluten gesicherten Arbeiten 
u. U. schwerwiegende finanzielle Nachteile ergeben 
hätten. 

Für die Inanspruchnahme der außerplanmäßigen 
Haushaltsmittel waren hiernach zwingende Gründe 
gegeben. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 111. Sitzung am 26. Oktober 1955 von 
der Notwendigkeit der Bewilligung einer außer- 
planmäßigen Ausgabe Kenntnis genommen und 
keine Bedenken gegen die Überschreitung erhoben. 
Einsparung an anderer Stelle. 


*) 3 000 000,— 


Deckenbelag der 1. Fahrbahn des südlichen Auto- 
bahnzubringers Düsseldorf in Richtung Wuppertal 
im Zuge der Bundesstraße 326 

Für die Verlängerung des südlichen Autobahnzu- 
bringers Düsseldorf in Richtung Wuppertal sind bei 
Kap. A 12 10 Tit. 770 des Haushalts 1955 als 4. Teil- 
betrag 3 000 000 DM vorgesehen. Da die hiermit 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

auszuführenden Erdarbeiten wegen des guten Bau- 
wetters wider Erwarten schnell fortgeschritten 
sind, kann noch in diesem Rechnungsjahr auf der 
1. Fahrbahn der Deckenbelag aufgebracht werden, 
wofür sich ein Mehrbedarf von 3 000 000 DM er- 
gibt. Die Mehrausgabe war bei Aufstellung des 
Haushaltsplans 1955 nicht vorherzusehen. Sie ist 
unvermeidlich und unaufschiebbar, da die 1. Fahr- 
bahn bereits im Herbst 1955 dem Verkehr überge- 
ben werden soll und die außerordentlich stark be- 
lasteten Bundesstraßen 7 und 228 (6000 Fahrzeuge 
täglich) dadurch entlastet werden. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner 114. Sitzung 
am 6. Dezember 1955 von der außerplanmäßigen 
Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 

Einsparung an anderer Stelle. 


121 ^ 
apl." 712 


20 OJ^ 
107 


25 01 
107 


*) 200 000 ,— 


Behelfsmäßige Fertigstellung der Roßfeldstraße 

Mehr für die zur Verhütung von Winterschäden 
notwendige Beschleunigung der Bauarbeiten. Nach 
den jetzt vorliegenden Erfahrungen würde die 
Standfestigkeit der bisher in 3 m Breite geschüt- 
teten Fahrbahn im Winter sehr in Frage gestellt, 
wenn nicht die bisher erst für das nächste Rech- 
nungsjahr vorgesehene Stützmauer schon jetzt 
fertiggestellt wird. Die Mehrausgabe bei Kap. A 
12 10 Tit. 741 war bei Aufstellung des Haushalts- 
plans 1955 nicht vorherzusehen, weil die Gefahr 
der Winterschäden erst nach den Erfahrungen des 
letzten Winters erkennbar wurde. Die Ausgabe ist 
unvermeidlich und unaufschiebbar, um größere 
Schäden zu verhüten. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner 114. Sitzung 
am 6. Dezember 1955 von der außerplanmäßigen 
Bewilligung Kenntnis genommen und keine Be- 
denken erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle. 


63 600,— 


Einzelplan 20 — Bundesrechnungshof — 


81 400,— 


Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für 
Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Siehe Begründung zu Kap. 07 01 Tit. 107. 
Einsparung an anderer Stelle. 


Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau — 


35 700,— 


20 000 ,— 


Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für 
Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Siehe Begründung zu Kap. 07 01 Tit. 107. 
Einsparung an anderer Stelle. 
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Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 

26 01 4 505 500, — a) 150 000, — Für die Erfüllung von Suchdienstaufgaben und die 

305 b) 390 000, — dokumentarische Erfassung der deutschen Kriegs- 

c) 600 000, — gefangenen, der Wehrmachtvermißten, der Zivil- 
1 140 000 verschleppten, der Zivilgefangenen und der ver- 

mißten Heimatvertriebenen 

a) Die Überprüfung der Suchdienststellen des 
Deutschen Roten Kreuzes durch den Bundesbe- 
auftragten für Wirtschaftlichkeit in der Ver- 
waltung hat ergeben, daß die Bearbeitung wich- 
tiger Suchdienstaufgaben in den letzten Jahren 
aus Mangel an Mitteln zurückgestellt werden 
mußte. Nach dem Gutachten des Bundesbeauf- 
tragten sind Maßnahmen zur beschleunigten 
Aufarbeitung der Rückstände sofort zu treffen. 
Die Unabweisbarkeit wird durch das Bundes- 
ministeriuiTi für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte nach einer nochmaligen Über- 
prüfung bestätigt. 

Die im Haushalt zur Verfügung stehenden Mit- 
tel reichen zur Finanzierung dieser unvorher- 
gesehenen Arbeiten nicht aus. 

b) Auf Grund der Verhandlungen der deutschen 
Regierungsdelegation sollen der Regierung der 
UdSSR namentliche Listen über die noch in der 
Sowjetzone festgestellten lebenden Kriegs- und 
Zivilgefangenen sowie Zivilverschleppten und 
sonstigen Zurückgehaltenen übergeben wer- 
den. Diese Listen sind wohl bei den DRK- 
Suchdienststellen vorhanden, bedürfen aber 
einer sofortigen Vervollständigung und Aktua- 
lisierung, vor allen Dingen der Einarbeitung 
der Aussagen durch die jetzt zur Entlassung 
kommenden Heimkehrer. 

Diese unvorhergesehene Maßnahme war bei 
Aufstellung des Haushaltsplans 1955 nicht vor- 
auszusehen. 

c) Der Deutsche Bundestag hat am 27. Oktober 
1955 einstimmig beschlossen, einen Betrag von 
5 000 000 DM bereitzustellen, der dem Such- 
dienst des Deutschen Roten Kreuzes zur Ver- 
besserung seiner Methoden und damit zur Stei- 
gerung seiner bisherigen Erfolge die Durchfüh- 
rung einer Heimkehrerbefragung mit Bildsuch- 
listen ermöglicht. Der Betrag von 5 000 000 DM 
soll neben den Suchdienstmitteln für die laufen- 
den Arbeiten — auf 3 Haushaltsjahre beurteilt 
— zur Verfügung gestellt werden. Ein Teilbe- 
trag bis zu 600 000 DM ist noch im laufenden 
Rechnungsjahr bereitzustellen. 

Für diese unvorhergesehenen Ausgaben liegt ein 
unabweisbares Bedürfnis vor. 
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noch Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 

26 01 — *) 410 000, — Darlehen an das Deutsche Rote Kreuz zur Beschaf- 

apl. 5^ fung von Kleidung für Heimkehrer 

Die im Oktober 1955 aus der Sowjetunion einge- 
troffenen Heimkehrer sind in den Lagern Fried- 
land und Berlin von den Verbänden der freien 
Wohlfahrtspflege mit Bekleidung ausgestattet wor- 
den, da sie teilweise in einem sehr schlechten Be- 
kleidungszustand eintrafen. 

Die Verbände haben hierfür 1 770 567,81 DM auf- 
gewendet, von denen nur 1 360 567,81 DM aus Geld- 
und Sachspenden sowie eigenen Mitteln gedeckt 
werden konnten. Das Deutsche Rote Kreuz ist 
durch diese Hilfsmaßnahmen vorübergehend in 
eine Notlage geraten, die nur durch eine Bereit- 
stellung der ungedeckten 410 000 DM behoben wer- 
den kann. 

Der Betrag soll dem Generalsekretariat des Deut- 
schen Roten Kreuzes als unverzinsliches Darlehen 
bis zum 31. März 1956 gegeben werden. Die Til- 
gung wird aus den bei den Verbänden noch einge- 
henden Spenden für Heimkehrer vorgenommen. 
Diese unabweisbare Ausgabe war bei Aufstellung 
des Haushaltsplans 1955 nicht vorauszusehen. Sie 
mußte daher außerplanmäßig geleistet werden. 

Einzelplan 27 — Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen — 

27 0 1 21 200 000, — 1 000 000, — Zuschüsse an Forschungsinstitute für kultur- und 

3 Q^Q volkspolitische Zwecke und ähnliche Einrichtungen 

sowie für allgemeine kulturelle Zwecke 

Die Haushaltsmittel werden benötigt zur Durch- 
führung von bestimmten, im gesamtdeutschen In- 
teresse notwendigen Maßnahmen der Volkstums- 
arbeit, die sich auf Grund der Entwicklung im 
Laufe des Rechnungsjahres 1955 zwangsläufig er- 
geben haben und nicht vorhersehbar waren. 

Die Ausgaben sind im Sinne der bisherigen Ziel- 
richtung des Fonds unerläßlich. 


32 03 
'l07 


32 03 
apl. 711 


Einzelplan 32 — Bundesschuld — 

31 400, — 20 000, — Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für 

Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Siehe Begründung zu Kap. 07 01 Tit. 107. 
Einsparung an anderer Stelle. 

— *) 27 600, — Nachforderung der Firma Hoch- und Stahlbeton- 

bau GmbH, Frankfurt (Main), im Zusammenhang 
mit dem Neubau der Bundessdiulden Verwaltung in 
Bad Homburg v. d. H. 

Der Neubau des Dienstgebäude der Bundesschul- 
denverwaltung in Bad Homburg v. d. H. mußte in 
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der ungewöhnlich kurzen Bauzeit von öVo Monaten 
und unter äußerst ungünstigen Witterungsverhält- 
nissen ausgeführt Vv^erden. Dem Unternehmer sind 
hierdurch zusätzliche Aufwendungen entstanden, 
deren Übernahme auf den Bund gefordert wurde. 
Der Anspruch mußte auf Grund von § 6 VOB Teil 
B in Verbindung mit § 242 BGB teilweise aner- 
kannt werden; zur Vermeidung eines bereits ange- 
drohten Prozesses ist deshalb mit dem Unterneh- 
mer gemäß § 62 RWB ein außergerichtlicher Ver- 
gleich geschlossen worden, durch den sich der Bund 
zur sofortigen Zahlung eines Betrages von 
27 600 DM verpflichtet hat. Der Ausgang der über 
dieser Nachforderung schwebenden Verhandlungen 
konnte z. Z. der Aufstellung des Haushaltsplans 
1955 nicht vorhergesehen worden; die Zahlung ist 
auch unabweisbar im Sinne von Art. 112 GG, da 
auf Grund des Vergleichs sofortige Zahlung not- 
wendig war. 

Einsparung an anderer Stelle. 


40 03 
apl. 310 


40 09 
apL 306 


Einzelplan 40 — Soziale Kriegsfolgeleistungen — 

*) 79 893,10 Erstattung von Aufwendungen der Kriegsfolgen- 

hiife aus Vorjahren 

Die Freie und Hansestadt Hamburg hat die bei ihr 
entstandene Mehrausgabe für außerordentliche 
Beihilfen aus Anlaß des Wegfalls der Konsumbrot- 
Subventionierung zunächst bei den Vorschüssen des 
Landeshaushalts gebucht und nicht mehr rechtzeitig 
vor Abschluß des Rechnungsjahres 1954 mit dem 
Bund verrechnet. Die Mehrausgabe konnte nicht 
vorhergesehen werden und ist unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner 118. Sitzung 
am 14. Dezember 1955 von der außerplanmäßigen 
Bev/illigung Kenntnis genommen und keine Ein- 
wendungen erhoben. 

*) 240 000, — Leistungen nach dem Gesetz über Hilfsmaßnahmen 

für Personen, die aus politischen Gründen in Ge- 
bieten außerhalb der Bundesrepublik Deutschlands 
und Berlins (West) in Gewahrsam genommen wur- 
den vom 6. August 1955 (BGBL I S. 498) 

Nach §§45 und 8 des Gesetzes erhalten die in § 1 
a. a. 0. genannten Personen bei einer gesundheit- 
lichen Schädigung Versorgung in entsprechender 
Anwendung der Vorschriften des BVG. Bis 31. De- 
zember 1955 beträgt die Ausgabe voraussichtlich 
240 000 DM. Die Ausgabe beruht auf einer gesetz- 
lichen Verpflichtung und ist daher unabweisbar. 
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40 10 
300 


noch Einzelplan 40 — Soziale Kriegsfolgeleistungen — 


200 000 000 — 


50 000 000 — 


Entschädigungsleistungen 

Die auf Grund der dem Bundeskanzler in Moskau 
gegebenen Zusage zur Entlassung kommenden 
8000 in Rußland zurückgehaltenen Deutschen ha- 
ben nach dem Gesetz über die Entschädigung ehe- 
maliger deutscher Kriegsgefangener vom 30. Ja- 
nuar 1954 (BGBl. I S. 5) einen sofortigen Anspruch 
auf eine Entschädigung von je ca. 6000 DM. 
Diese Ausgaben sollen nicht zu Lasten des Haus- 
haltsansatzes gehen, um den Aufruf weiterer 
Dringlichkeitsstufen nicht zu beeinträchtigen. 
Diese unvermeidbare Ausgabe war bei Aufstellung 
des Haushaltsplans 1955 nicht vorauszusehen; sie 
mußte daher überplanmäßig geleistet werden. 


60 02 
241 


Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


170 000,— 


158 000 — 


Außergewöhnlicher Aufwand von Beauftragten der 
Bundesrepublik im Ausland sowie deutscher Dele- 
gationen und Dienststellen im Verkehr mit dem 
Ausland 

Die Besuche ausländischer Staatsoberhäupter sowie 
Staatsmänner und Delegationen in Deutschland 
wie auch die Reisen von Mitgliedern, Vertretern 
und Delegationen der deutschen Bundesregierung 
in das Ausland haben infolge Erlangung der vollen 
Souveränität der Bundesrepublik Deutschland und 
der damit verbundenen wesentlichen Erweiterung 
der Aufgaben der Bundesverwaltung einen viel 
stärkeren Umfang angenommen, als bei der Auf- 
stellung des Haushaltsvoranschlags für das Rech- 
nungsjahr 1955 im August 1954 vorauszusehen war. 
Die Mittel für 1955 waren so knapp veranschlagt, 
daß bereits eine außerplanmäßige Bewilligung von 
100 000 DM am 20. September 1955 erforderlich 
war. 

Die entstehenden Mehrausgaben sind unabweisbar. 
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